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Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen: Energieinfrastrukturprioritäten bis 
2020 und danach - ein Konzept für ein integriertes europäisches 
Energienetz 
KOM(2010) 677 endg. 

 

 

 

Der Bundesrat hat in seiner 878. Sitzung am 17. Dezember 2010 gemäß §§ 3 und 5 
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat verweist auf seine Stellungnahme zur "Mitteilung der Kommis-
sion an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Energie 2020 - Eine Strate-
gie für wettbewerbsfähige, nachhaltige und sichere Energie" - BR-Drucksache 
738/10 (Beschluss) - und bekräftigt seine Bitte an die Bundesregierung, insbe-
sondere darauf hinzuwirken, dass 

- die Besonderheiten der einzelnen Mitgliedstaaten berücksichtigt werden, 

- der Subsidiaritätsgrundsatz eingehalten wird, 

- die primäre Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten für ihre Versorgungs-
sicherheit berücksichtigt wird, 

- die Entscheidungskompetenz und Verantwortung der Unternehmen für In-
vestitionen in die Energieinfrastruktur und deren Finanzierung berücksich-
tigt wird, 

- der dafür notwendige energiepolitische Gestaltungsspielraum auf nationaler 
Ebene bewahrt wird, 
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- vorrangig auf marktgestützte und kosteneffiziente Instrumente, wie zum 

Beispiel Information und freiwillige Vereinbarungen gesetzt wird und die 
Grenzen der Belastbarkeit von öffentlichen Haushalten, Unternehmen und 
Verbrauchern sowie die bereits erreichten unterschiedlichen Effizienzni-
veaus der Mitgliedstaaten berücksichtigt werden. 

2. Die Finanzierung darf die Position der Nettozahler unter den Mitgliedstaaten 
nicht verschlechtern bzw. die Haushalte der Länder nicht durch zusätzliche 
Ausgaben belasten. Hauptsächlich sollten unternehmensfinanzierte Investitio-
nen bevorzugt werden. 

3. Bei den Genehmigungsverfahren ist auf die Schwierigkeit von EU-Vorgaben 
neben komplexen nationalen Vorgaben sowie auf das Subsidiaritätsprinzip zu 
achten. Die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger ist wichtig und sollte von 
Anfang an ebenso wie Umweltbeteiligungsrechte in den Planungsprozess ein-
bezogen werden.  

4. Bestehende regionale Kooperationen sollten ungehindert fortgeführt werden 
können. 
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